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Energiepolitik

Empfehlungen 

für eine energiepolitische Konzeption
Dieter Sclimitt, Köln

Die Bundesregierung fiat wiederholt — zuletzt Im Jahreswirtschaftsbericht — erldärt, noch Im Laufe 
dieses Jahres mit der Vorlage einer „Energiepolitischen Konzeption“ ihre Vorstellungen zur Lösung 
anstehender energiepolitischer Probleme zu entwicicein. In dieser Situation scheint es angebracht, 
einige grundsätzliche Fragen der Energiepolitik aufzuwerfen.

Ein erster Ansatzpunkt für eine Problematisie- 
rung der Energiepolitik scheint m. E. in der 

Frage zu liegen, ob die politische Ausgestaltung 
eines bestimmten Wirtschaftsbereiches — hier die 
Energiewirtschaft — in jedem Fall eine Sektor­
politik erforderlich macht oder ob nicht mit einer 
globalen Wirtschaftspolitik auch die Probleme in 
den einzelnen Wirtschaftssektoren gleichzeitig 
mitgelöst werden könnten.

Letzteres träfe z. B. zu, wenn sämtliche Anpas- 
sungs- und Koordinierungsprobleme zwischen 
und innerhalb der einzelnen Sektoren durch den 
Markt befriedigend gelöst werden könnten und 
die Wirtschaftspolitik mit der Konzeption und 
Durchsetzung eines allgemeinen Wettbewerbs­
rahmens lediglich die Marktkräfte unterstützen 
und Ziele wie Maßnahmen der allgemeinen Wirt­
schaftspolitik auch die einzelnen Wirtschaftsbe­
reiche optimal abdecken würden. Eine selbstän-
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dige Sektorpolitik -  hier Energiepolitik -  wird 
aus dieser Sicht lediglich dann zu rechtfertigen 
sein, wenn in diesem Bereich Sonderfaktoren vor­
liegen, die bei Verzicht auf eine Sektorpolitik zu 
suboptimalen Ergebnissen führen oder zumindest 
führen können.

Sonderfaktoren des Energiesektors

Dies scheint mir im Bereich der Energiewirtschaft 
der Fall. Folgende Faktoren können hier beispiel­
haft aufgezeigt werden:
□  Dem Faktor Energie kommt in hochentwickel­
ten Volkswirtschaften komplementärer Charakter 
zu; dies gilt sowohl für den Bereich der Produk­
tion wie des Konsums. Die Substitutionselastizität 
der Energie insgesamt ist sehr gering und damit 
auch ihre Preiselastizität. Die von einem mög­
lichen — und wenn auch nur zeitweisen — Ver­
sagen des Marktmechanismus ausgehenden ge­
samtwirtschaftlichen Schäden wären außerordent­
lich groß.
□  Wegen des Vorliegens externer Effekte führt 
die vom Markt bestimmte einzelwirtschaftliche Be­
trachtung im Energiebereich nicht immer zu ge­
samtwirtschaftlich optimalen Ergebnissen.
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□  Die Primärenergieversorgung der Bundesrepu­
blik ist wie nur wenige andere Bereiclie unserer 
Volkswirtschaft auf den Weltmarkt und auf aus­
ländische Gesellschaften angewiesen. Einflußmög­
lichkeiten der öffentlichen Hand auf die Ausge­
staltung der Versorgungsbedingungen externer 
Energieträger bestehen damit nur bedingt. Diese 
könnten sich aber im Einzelfall, z. B. in Krisen­
situationen, durchaus als notwendig erweisen.
□  Die zum Teil außerordentlich lange Ausrei­
fungszeit energiewirtschaftlicher Investitionen - 
sie beträgt im Bergbau teilweise über 10 Jahre -  
erschwert eine auch kurzfristige optimale Lösung 
der Anpassungsprobleme über den Markt bzw. 
macht diese sogar unmöglich.
□  Technisch-wirtschaftliche Gegebenheiten im 
Bereich der leitungsgebundenen Energieversor­
gung bedingen eine Ausnahmeregelung gegen­
über der allgemeinen Wettbewerbswirtschaft, um 
der Gefahr einer ruinösen Konkurrenz zu begeg­
nen und gleichzeitig eine allgemeine Versorgung 
sicherzustellen.

Berechtigte Sektorpolitik

Tatsächlich erwies sich die Energiewirtschaft in 
der Vergangenheit als einer der Sektoren, in dem 
erhebliche spezielle wirtschaftspolitische Eingriffe 
erfolgten. Dies gilt vornehmlich für den und zu­
gunsten des von einer schweren Strukturkrise be­
troffenen deutschen Steinkohlebergbau, in dem 
die Strukturprobleme noch durch die regionale 
Konzentration verschärft wurden. Die in der nun­
mehr seit eineinhalb Jahrzehnten währenden Dis­
kussion vorgebrachten Argumente lassen aller­
dings erkennen, daß die Eingriffe in diesem Be­
reich nur zum Teil energiewirtschaftlich motiviert 
waren. Dahinter und daneben standen zumindest 
gleichrangig sozialpolitische bzw. allgemeinpoli- 
tische Überlegungen. Dennoch wird man bereits 
anhand der oben aufgezeigten Faktoren der Ener­
giepolitik als Sektorpolitik ihre Berechtigung zu­
sprechen können.

Als weitere Problematik der Energiepolitik stellt 
sich die Frage nach dem Verhältnis dieser Sektor­
politik zur allgemeinen Wirtschaftspolitik. Kann 
und soll Energiepolitik abhängig oder unabhängig 
von der allgemeinen Wirtschaftspolitik betrieben 
werden?
Eine unabhängige, selbständige Energiepolitik 
würde bedeuten, daß Ziele und Maßnahmen der 
Sektorpolitik wie der allgemeinen Wirtschaftspoli­
tik unabhängig voneinander entwickelt, konzipiert 
und durchgesetzt würden. Die Realisierung ener­
giepolitischer Zielsetzungen könnte in diesem 
Falle erhebliche Schwierigkeiten für die Realisie­
rung allgemeinerziele nach sich ziehen oder diese 
gar ausschließen, da der Energiesektor auf viel­

fältige Weise mit der übrigen Wirtschaft verfloch­
ten ist. Wollte man der Energiepolitik einen sol­
chen Stellenwert einräumen, wäre zumindest eine 
Skalierung der einzelnen Zielvorstellungen im po­
litischen Raum vonnöten, um widerspruchsfreie 
Entscheidungen treffen zu können.

Standort in der allgemeinen Wirtschaftspolitik

Eine solche Rolle einer Sektorpolitik zuzubilligen, 
scheint unter der Zielsetzung einer rationalen 
Wirtschaftspolitik nicht tragbar, wenn man davon 
ausgeht, daß der politische Raum gesellschaft­
liche Ziele setzt, deren Realisierung der ökono­
mische Bereich — d. h. auch die Energiewirtschaft 
— zu dienen hat. Es scheint unter dieser Sicht 
nicht möglich, daß der Staat voneinander unab­
hängige, rationale Politiken im Wirtschaftsbereich 
betreibt, bei denen Widersprüche zumindest nicht 
auszuschließen sind.

Diese Überlegungen weisen der Energiepolitik 
ihren Standort im Rahmen der allgemeinen Wirt­
schaftspolitik zu. Dies bedeutet: Die Zielvorstel­
lungen der Energiepolitik müssen aus den allge­
meinen wirtschaftspolitischen Zielen abgeleitet 
werden. Dabei können Subziele mit Instrumental­
charakter definiert werden, sofern die übergeord­
neten Ziele hiermit realisiert werden können oder 
zumindest nicht negativ tangiert werden.

An dieser Stelle bedarf es keiner besonderen 
Ausführungen über allgemeine wirtschaftspoli­
tische Ziele. Es fragt sich jedoch, ob bzw. in 
welchem Maße die wichtigsten — Wachstum, Voll­
beschäftigung, Geldwertstabilität, Zahlungsbilanz­
ausgleich —, die gemeinhin als magisches Viereck 
umschrieben werden, durch die Energiepolitik er­
reicht bzw. unterstützt werden können oder sollen.

Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Zah­
lungsbilanzausgleich können durch geld-, finanz-, 
einkommens-, Wechselkurs- oder außenhandels­
politische Maßnahmen in der Regel wesentlich 
besser als durch sektorpolitische Maßnahmen er­
reicht werden. Überall dort, wo dies nicht prima 
facie der Fall zu sein scheint und energiepoli- 
tische Maßnahmen — z. B. eine Einfuhrkontingen­
tierung zum Zwecke des Zahlungsbilanzaus­
gleichs — geeigneter erscheinen, wird zu prüfen 
sein, ob nicht gleichzeitig die Realisierung ande­
rer Z ie le -z .B . des Wirtschaftswachstums-hier­
von beeinträchtigt wird, indem z. B. eine nicht­
kostenminimale Versorgung erfolgt bzw. aufrecht­
erhalten wird. Diese Prüfung wird allerdings in 
den meisten Fällen negativ verlaufen.

Dasselbe gilt für eine Beschäftigungspolitik im 
Energiebereich. Auch hierbei wird vielfach über­
sehen, daß die Aufrechterhaltung der Beschäfti­
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gung in submarginalen Produktionsstätten der 
Energiewirtschaft notwendige Anpassungspro­
zesse verhindert, knappe Ressourcen an Stellen 
unproduktiver Verwendung bindet und damit die 
Zielsetzung Wirtschaftswachstum beeinträchtigt 
wird. Leider werden vielfach die stabilisierungs­
politische Untauglichkeit energiepolitischer Maß­
nahmen verkannt und die negativen Effekte für 
das Ziel Wirtschaftswachstum möglicherweise be­
wußt übersehen.

Eine Durchsetzung der Vollbeschäftigungspolitik 
(im Energiesektor) ohne Berücksichtigung der 
übrigen wirtschaftspolitischen Ziele gefährdet auf 
die Dauer ihre eigene Basis und muß zu subopti­
malen Ergebnissen führen.

Voraussetzung für das Wirtschaftswachstum

Im Gegensatz hierzu — und dies wurde bereits 
angedeutet — ist eine optimale Ausgestaltung der 
Energieversorgung eine unabdingbare Vorausset­
zung für die Realisierung eines befriedigenden 
Wirtschaftswachstums. Die Anforderungen, die 
von der Zielsetzung Wirtschaftswachstum an die 
Energiewirtschaft gestellt werden, sind damit als 
die energiepolitischen Zielvorstellungen anzu­
sehen. Sie lauten:
□  preisgünstige Versorgung,
□  sichere Versorgung,
□  ausreichende Versorgung.

Diese Forderung kann damit kurz wie folgt um­
schrieben werden: Die Energiepolitik hat eine 
langfristig preisgünstige Energieversorgung zu 
gewährleisten.

Eine so verstandene Energiepolitik wird von der 
Energieseite her nicht nur optimale Bedingungen 
für das Wirtschaftswachstum erbringen, sondern 
über das Wirtschaftswachstum auch eine lang­
fristig befriedigende Beschäftigung sicherstellen 
und die Voraussetzungen für einen Ausgleich der 
Zahlungsbilanz schaffen.

Prognoseproblem

Neben der Frage der Berechtigung eigenständi­
ger Energiepolitik und ihrer Einordnung in das 
wirtschaftspolitische Zielsystem erweist sich die 
Realisierung der oben dargelegten energiepoliti­
schen Zielsetzung als weitere Im Prinzip entschei­
dende Problematik jedes energiepolitischen An­
satzes. Eine langfristig preisgünstige Energiever­
sorgung sicherzustellen bedeutet für die Energie­
politik: Es müssen heute Entscheidungen getrof­
fen werden, die in der Regel erst in Zukunft ihre 
Wirkung entfalten und teilweise irreversibel sind. 
Da unsere Kenntnis von der zukünftigen Entwick­
lung notwendigerweise begrenzt ist, erweist sich

die Lösung des Prognoseproblems als die ent­
scheidende sachliche Problematik jeder Energie­
politik gegenüber den. oben dargestellten mehr 
formalen Aspekten.

Dieses Prognoseproblem kann aus ökonomischer 
Sicht auf die Frage nach den zu erwartenden 
Kosten der Versorgung mit einzelnen Energieträ­
gern zurückgeführt werden. Wenn die Energie­
politik so ausgestaltet werden soll, daß die Ener­
gieversorgung zu den langfristig minimalen 
Kosten erfolgt, so bedeutet dies, daß die erwar­
teten Kosten den Beitrag der einzelnen Energie­
träger zur Energieversorgung bestimmen. Hier­
über können natürlich die Meinungen stark von­
einander abweichen. Die energiepolitische Diskus­
sion beleuchtet dies zur Genüge; bestimmte ener­
giepolitische Maßnahmen zum Schutze einzelner 
Energieträger werden gerade auf der Basis der 
Argumentation gefordert, eine lediglich vorüber­
gehende Preisunterlegenheit per Subvention aus­
zugleichen.

Berücksichtigung externer Effekte

In diesem Zusammenhang ist noch kurz auf den 
hier zu verwendenden Kostenbegriff einzugehen. 
Es bedarf insbesondere der Feststellung, daß hier 
nicht lediglich die langfristigen Kostenentwick­
lungen relevant, sondern vielmehr die langfristi­
gen volkswirtschaftlichen Kosten ins Kalkül einzu­
beziehen sind.

Diese Forderung trägt der Tatsache Rechnung, 
daß mitunter die einzelwirtschaftliche und die ge­
samtwirtschaftliche Beurteilung bestimmter Ent­
wicklungen voneinander abweichen können. Dies 
ist immer dann der Fall, wenn externe Effekte 
(Vorteile wie Nachteile) zu verzeichnen sind, die 
nicht in die einzelwirtschaftliche Betrachtung ein­
gehen, sehr wohl jedoch die gesamtwirtschaftliche 
Beurteilung mitbestimmen sollten.

Hierzu ein Beispiel: Angenommen die Steinkoh­
lenförderung In einer bestimmten Zeche erweist 
sich als nachhaltig unrentabel und die einzelwirt­
schaftliche Beurteilung plädiert für Stillegung, so 
kann u. U. eine Berücksichtigung externer Effekte 
zu einer Subventionierung dieser Zeche mit der 
Zielsetzung Verhinderung der Stillegung führen. 
Dies wäre dann angebracht, wenn die mit der 
Stillegung freigesetzten Arbeitskräfte keine pro­
duktive Verwendung fänden, eine lokale Arbeits­
losigkeit und damit ein Friktionsverlust einträte, 
der größer ist als die Einsparungen bei Stillegung. 
Eine Subventionierung bis zur Höhe der Frik­
tionsverluste wäre daher in diesem Falle zu ver­
treten. Allerdings sei noch einmal betont, daß 
dieser energiepolitische Eingriff zur Realisierung 
des gesamtwirtschaftlichen Wachstumsziels ge­
boten erscheint und nicht etwa aus sozialpoiiti-
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scchen oder allgemein politischen Erwägungen. 
Arndererseits darf selbstverständlich eine solche 
Siubventionierung nicht zu einer Konservierung 
urnproduktiver Strul<turen führen und trifft nur für 
deen Fall einer drohenden anhaltenden Arbeits- 
lossigkeit zu. Dies dürfte in der Regel nicht der 
Faall sein, ist doch davon auszugehen, daß der 
Prroduktionsfaktor Arbeit in unserer Volkswirt­
schaft immer mehr zum Minimumfaktor wird.

Eiin weiteres Beispiel ist die staatliche Unterstüt­
zung zur Erforschung neuer Technologien wie der 
Kiernenergie. Ohne staatliches Engagement würde 
diie Entwicklung gesamtwirtschaftlich relevanter 
urnd effizienter Technologien wie der Kernenergie 
scDhon aufgrund der relativ kurzen Kalkulations­
ze it der Privatwirtschaft häufig unterbleiben. Ex- 
tejrne Vorteile rechtfertigen in diesen Fällen ent­
sprechende energiepolitische Maßnahmen.

Z ur Durchsetzung einer am gesamtwirtschaftlichen 
Effizienzkriterium orientierten Energiepolitik be­
darf es einer Internalisierung möglicherweise vor­
handener externer Effekte, d. h. einer Zurechnung 
gesamtwirtschaftlicher Vor- und Nachteile ener­
giewirtschaftlicher bzw. energiepolitischer Aktivi­
täten.

Sicherung der Energieversorgung

Das mit der Realisierung des energiepolitischen 
Zieles „langfristige preisgünstige Energieversor­
gung“ verbundene Prognoseproblem wird beson­
ders eklatant — und daher soll hierauf kurz ein­
gegangen werden wenn es gilt, einem von die­
sem energiepolitischen Hauptziel mitumfaßten 
Subziel, der Sicherung einer stets ausreichenden 
Versorgung, energiepolitisch Rechnung zu tragen.

Bereits eingangs wurde darauf hingewiesen, daß 
d e r Faktor Energie komplementären Charakter 
fü r  Produktion und Konsum besitzt. Dies bedeu­
te t. daß eine Unterbrechung der Versorgung zu 
schweren Produktionsstörungen und/oder Kon­
sumeinschränkungen führen kann, soweit keine 
Substitution durch andere Energieträger gegeben 
is t. Die Substitutionsmöglichkeiten müssen wegen 
d ler Bindung des Energieverbrauchs an bestimmte 
VWandleraggregate als außerordentlich begrenzt 
amgesehen werden. Zudem ist die Flexibilität des 
Energieträgerangebotes relativ gering, so daß 
sjich auch von daher Restriktionen für eine Erset- 
ztung unterbrochener Energielieferungen ergeben. 
O ie  Gefährdung der Versorgung wird in unserem 
L.ande insbesondere deshalb so stark empfunden, 
vweil sich die BRD seit Mitte der 50er Jahre von 
eäinem Energieexportland zum Importland entwik- 
k<elt hat. Die Importabhängigkeit liegt heute bei 
vweit über 50% und steigt weiter an. Nur in rela- 
tüv oberflächlichen Betrachtungen wird zwar die 
hneimische Energie als absolut sicher empfunden.

doch wird der größte Teil der Importenergieträger 
— des Mineralöls aus dem Nahen Osten und 
Nordafrika — allgemein als relativ unsichere Ener­
gie eingeschätzL

Beurteilung der Siciieriieit

Interessanterweise wird dies jedoch stärker von 
den Anbietern heimischer Energieträger heraus­
gestrichen als von den Energieverbrauchern. Es 
ist immerhin bemerkenswert, daß die Energie­
verbraucher, darunter auch solche, die es gewohnt 
sind, ihre Planung langfristig auszurichten, durch 
ihre Kaufentscheidung seit Jahren deutlich 
machen, daß sie an Importenergieträgern inter­
essiert sind. Liegt hier eine unterschiedliche Be­
urteilung des Sicherheitsrisikos vor? Man wird 
sicherlich der Wirtschaft kaum unterstellen kön­
nen, sie sei grundsätzlich weniger in der Lage, 
die Krisenanfälligkeit bestimmter Energieträger 
zu beurteilen als z. B. die Träger der Energiepoli­
tik. Möglichen/veise könnte hieraus sogar die For­
derung nach einem Verzicht energiepolitischer 
Eingriffe in die von den Marktkräften gestaltete 
Versorgung abgeleitet werden.

Hiergegen ist jedoch einzuwenden, daß die ein­
zelwirtschaftliche Betrachtung die gesamtwirt­
schaftlichen Aspekte von Versorgungsschwierig­
keiten tendenziell unterschätzt, indem in das ein­
zelwirtschaftliche Kalkül, das sich nur an den 
stark ersatzbedürftigen Kosten orientiert, die mit 
Versorgungsstörungen verbundenen volkswirt­
schaftlichen Schäden (wie Arbeitslosigkeit oder 
Weiterwälzung des Produktionsausfalls) nicht ein­
gehen. Möglicherweise orientiert sich der indu­
strielle Verbrauch in dieser Beziehung auch an 
der Maxime, lediglich nicht schlechter gestellt zu 
sein als der Konkurrent. Vielfach läßt der Wett­
bewerb sicherlich auch gar keine andere Wahl, 
wenn nicht — insbesondere bei energieintensiven 
Bereichen — ein Verbleiben im Markt kurzfristig 
gefährdet werden soll.

Ist somit eine gesamtwirtschaftlich bedenkliche 
Fehlsteuerung durch die Marktkräfte in diesem 
Bereich nicht auszuschließen, so läßt sich hieraus 
unmittelbar zur Vermeidung gesamtwirtschaft­
licher Schäden die Berechtigung für die Konzipie- 
rung geeigneter energiepolitischer Maßnahmen 
ableiten.

Keine objeictiven Waiirsclieinlidil(eiten

Die besondere Problematik einer hieraus abzulei­
tenden rationalen Energiepolitik liegt darin, daß 
möglicherweise in Zukunft eintretenden Versor­
gungsstörungen keine objektiven Wahrscheinlich­
keiten beigemessen werden können und sich der 
Aspekt der mangelnden Versorgungssicherheit 
damit einer quantitativen (kostenmäßigen) Be­
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trachtung entzieht. Die Ausgestaltung einer Ener­
giepolitik mit dem Ziel einer langfristig kosten- 
minimalen Versorgung wird aber in entscheiden­
dem Maße von Annahmen über die Störanfällig­
keit einzelner Energieträger bestimmt. Dies ist 
hier deshalb als relevant hervorzuheben, weil 
extreme Anforderungen an das Kriterium Siche­
rung der Versorgung die oben aufgezeigte grund­
legende energiepolitische Zielsetzung lediglich 
auf der Basis heimischer Energieträger erreichbar 
erscheinen lassen. Die volkswirtschaftlichen Kosten 
einer solchen Politik müßten unter den gegen­
wärtigen Bedingungen als außerordentlich hoch 
angesehen werden. Ihre Realisierung wäre ohne 
erhebliche Einbuße an gesamtwirtschaftlicher Effi­
zienz nicht möglich.

In dieser Situation ist daher der Energiepolitiker 
vor die Qual der Wahl gestellt. Ein — aus der ex- 
post-Betrachtung — Zuviel an Sicherheit bedeutet 
ebenso Wohlfahrtsverluste wie ein Zuwenig. Le­
diglich eines erscheint sicher: eine nur auf 
Teilbereiche unserer Volkswirtschaft konzentrierte 
Sicherheitspolitik führt wegen der Interdependenz 
der einzelnen Sektoren zu keinen befriedigenden 
gesamtwirtschaftlichen Lösungen.

Wahl von Sicherheitsstrategien

Eingedenk dieser Überlegungen ist zunächst zu 
empfehlen, die Konsequenzen energiepolitischer 
Strategien aufzuzeigen und deren volkswirtschaft­
liche Kosten darzulegen. Dabei wird sich heraus­
steilen, daß für unterschiedliche Krisenannahmen 
auch unterschiedliche Sicherheitsstrategien ent­
wickelt werden können oder müßten. So liegt es 
auf der Hand, daß die Annahme einer 5jährigen 
Unterbrechung der gesamten Ölversorgung bis 
zum Jahre 1980 eher die Aufrechterhaltung der 
gegenwärtigen heimischen Steinkohlenförderung 
befürworten würde als die Annahme einer ledig­
lich sechs Monate andauernden Krise im gleichen 
Zeitraum. Dies wird die — notwendigerweise — 
politische Entscheidungsfindung erleichtern oder 
doch zumindest transparenter machen. Darüber 
hinaus ist jedoch auch denkbar, daß von hier aus 
Lösungsansätze für eine optimale Sicherheits­
strategie entwickelt werden.

Die Diskussion hierüber wird erleichtert, wenn das 
Augenmerk auf die Frage zurückgeführt wird, von 
welchen Krisensituationen, d. h. Krisenumfang, 
Dauer, Häufigkeit, unter realistischen Annahmen 
unter dem Aspekt der Entwicklung einer Energie­
politik ausgegangen werden sollte. Liegt dieses 
Ergebnis vor -  m. E. Ausfall der gesamten Ölver­
sorgung über kaum mehr als 1—2 Jahre —, so 
läßt sich danach unter alternativen Sicherheits­
strategien die kostengünstigste auswählen. Stehen 
zwei Energieträger zur Wahl, die beide subventio­

niert werden müssen, etwa Steinkohle und Braun­
kohle (aus neuen Tagebauen), so wird die Wahl 
auf denjenigen fallen, der den geringsten Sub­
ventionsbedarf erfordert. Der Politiker hat dann 
zu entscheiden.

Empfehlungen für eine Konzeption

Auf der Grundlage dieser Überlegungen ergeben 
sich folgende Empfehlungen für die Konzeption 
einer Energiepolitik;
□  Die Energiepolitik hat sich als Teil der Wirt­
schaftspolitik zu begreifen und hieraus ihre Ziel­
setzungen und Handlungsmaximen abzuleiten.
□  Dies bedeutet: Die Energiepolitik sollte ent- 
ideologisiert werden und lediglich adäquate Auf­
gaben erfüllen müssen.
□  Bei der Konzipierung der Maßnahmen sollte 
sie sich an den langfristigen volkswirtschaftlichen 
Kosten orientieren. Dies kann durchaus zu ab­
weichenden Ergebnissen von der Marktentwick­
lung führen.
□  Zur Lösung der Entscheidungen unter Unge­
wißheit sollte die Energiepolitik ihre Informations­
basis möglichst breit anlegen und mittels Strate­
gierechnungen die Konsequenzen energiepoliti­
scher Maßnahmen aufzeigen, um dem politischen 
Bereich Entscheidungshilfen zu geben.

□  Es ist unabdingbar im Sinne einer Vorwärts­
strategie, eine auf die Belange der zukünftigen 
Deckung des Energiebedarfs ausgerichtete Ener­
giepolitik zu konzipieren, die mögliche Entwick­
lungen im Inland und Ausland ins Kalkül einbe­
zieht.
□  Es gilt sich auch im Energiebereich der Wir­
kungen des Wettbewerbs zu bedienen. Aufgabe 
der Energiepolitik ist es in diesem Falle, den 
Wettbewerb mittels geeigneter Maßnahmen zu 
konstituieren, zu garantieren, zu kontrollieren. 
Lediglich dort, wo der Wettbewerb und der Markt 
zu volkswirtschaftlich unerwünschten Ergebnissen 
führen oder führen können, bedarf es in diesem 
Falle korrigierender energiepolitischer Eingriffe.

Jede energiepolitische Konzeption ist auf der 
Basis unserer Wirtschaftsordnung zu entwickeln, 
d. h. auch in diesem Bereich hat die Koordination 
grundsätzlich durch den Konkurrenzmechanismus 
zu erfolgen. Die Notwendigkeit einer gleichzeiti­
gen vorsichtigen, flexiblen Anpassung der Maß­
nahmen an die speziellen Situationen und Pro­
bleme dieser Branche legt eine energiepoli­
tische Strategie der an Gesamtzielen langfristig 
orientierten kleinen Schritte nahe. Damit deutet 
sich für den Energiesektor die Möglichkeit einer 
Verknüpfung von systemtheoretischem sowie in­
krementalem Entscheidungsansatz an.
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